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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1958 Ausgegeben am 6. Juni 1958 31. Stück

106. Bundesgesetz: Anerbengesetz.
1 0 7 . Bundesgesetz: Preistreibereigesetznovelle 1958.
108. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung und Ergänzung von Urlaubsvorschriften.
1 0 9 . Bundesgesetz: Änderung des Silbermünzengesetzes.
1 1 0 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Regelung

von Zahlungsverpflichtungen aus der Zeit vor dem 9. Mai 1945 samt Unterzeichnungsprotokoll.

1 0 6 . Bundesgesetz vom 21. Mai 1958
über besondere Vorschriften fur die bäuer-

liche Erbteilung (Anerbengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Abschnitt.
Der Erbhof.

B e g r i f f .

§ 1. (1) Erbhöfe sind behauste landwirtschaft-
liche Betriebe, die

1. im Alleineigentum einer natürlichen Person
oder im Eigentum von Ehegatten stehen und

2. mindestens einen zur angemessenen Erhal-
tung einer bäuerlichen Familie von fünf erwach-
senen Personen ausreichenden, jedoch das Sieben-
fache dieses Ausmaßes nicht übersteigenden
Durchschnittsertrag haben.

(2) Zu landwirtschaftlichen Betrieben im Sinne
des Abs. 1 zählen auch solche, die ausschließlich
oder vorwiegend dem Wein-, Obst- oder Ge-
müsebau dienen. Ausschließlich forstwirtschaft-
lich genutzte Besitzungen sind keine landwirt-
schaftlichen Betriebe im Sinne des Abs. 1.

(3) Ob die Erhaltung einer bäuerlichen Familie
im Sinne des Abs. 1 Z. 2 angemessen ist, ist nach
den örtlichen Verhältnissen zu beurteilen.

U m f a n g .

§ 2. (1) Der Erbhof besteht aus den dem Eigen-
tümer des Erbhofs gehörenden Grundstücken,
die den Zwecken der Landwirtschaft (§ 1) dienen
und eine wirtschaftliche Einheit bilden, samt den
auf diesen Grundstücken befindlichen Wohn-
und Wirtschaftsgebäuden.

(2) Bewegliche körperliche Sachen gehören in-
soweit zum Erbhof, als sie dem Eigentümer des
Erbhofs gehören und zur Führung eines ordent-
lichen Wirtschaftsbetriebs erforderlich sind.

(3) Zum Erbhof gehören ferner die damit ver-
bundenen Nutzungsrechte sowie Anteilsrechte
an agrargemeinschaftlichen Grundstücken, die
Rechte des Eigentümers des Erbhofs aus der

Mitgliedschaft zu landwirtschaftlichen Genossen-
schaften und die auf dem Erbhof betriebenen
gewerblichen Unternehmungen des Eigentümers,
sofern diese nicht die Hauptsache bilden und
vom landwirtschaftlichen Betrieb nicht getrennt
werden können oder ihre Trennung unwirt-
schaftlich wäre.

II. Abschnitt.
Der Anerbe.

G e s e t z l i c h e E r b f o l g e .

§ 3. (1) Sind bei der gesetzlichen Erbfolge nach
dem. Alleineigentümer eines Erbhofs mehrere
Miterben berufen, so kann nur einer von ihnen,
der Anerbe, Eigentümer des Erbhofs werden.
Einigen sich die Miterben nicht über die Person
des Anerben, so gelten für dessen Bestimmung
folgende Regeln:

1. Leibliche Kinder gehen Wahlkindern vor;
legitimierte Kinder stehen den ehelichen Kindern
gleich.

2. Uneheliche Kinder der Erblasserin reihen
hinter deren ehelichen Kindern; sie kommen
außerdem nur dann als Anerbe in Betracht,
wenn sie auf dem Erbhof erzogen worden sind.

3. Sind Abkömmlinge des Erblassers vorhan-
den, so haben diese den Vorzug vor dem über-
lebenden Ehegatten; dagegen reiht dieser vor den
übrigen Verwandten. Unter Abkömmlingen im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind auch Wahl-
kinder zu verstehen.

4. Miterben, die für einen anderen Beruf als
den der Landwirtschaft erzogen wurden oder im
Zeitpunkt des Todes des Erblassers seit min-
destens zwei Jahren erzogen werden oder die
anderweitig versorgt sind, scheiden als Anerbe
aus, wenn in derselben Linie (§ 731 ABGB.) Mit-
erben vorhanden sind, die für die Landwirtschaft
erzogen wurden oder werden und nicht ander-
weitig versorgt sind.

5. Sind Abkömmlinge aus mehreren Ehen vor-
handen und stammt der Erbhof ganz oder über-
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wiegend von der Seite eines der früheren oder
des letzten Ehegatten des Erblassers, so haben
die Abkömmlinge des Erblassers mit diesem be-
stimmten Ehegatten den Vorzug.

6. Sind weder Abkömmlinge noch ein Ehegatte
des Erblassers vorhanden und stammt der Erbhof
ganz oder überwiegend von der Vaterseite oder
von der Mutterseite, so haben die Erben von
dieser bestimmten Seite den Vorzug.

(2) Bleiben bei der Auslese nach den vorstehen-
den Regeln immer noch mehrere Miterben übrig,
die als Anerbe in Betracht kommen, so gilt für
die Bestimmung des Anerben ferner folgendes:

1. Im Grade näher Verwandte gehen den im
Grad entfernter Verwandten vor.

2. Unter gleich nahen Verwandten gebührt
den männlichen Verwandten der Vorzug vor den
weiblichen.

3. Unter gleich nahen Verwandten desselben
Geschlechtes entscheidet je nach dem in der
Gegend geltenden Brauch Ältesten- oder Jüng-
stenrecht; besteht kein Brauch, so gilt Ältesten-
recht. Sind die mehreren in Betracht kommenden
Miterben gleich alt, so entscheidet das Verlassen-
schaftsgericht. Es hat denjenigen von ihnen zum
Anerben zu bestimmen, der als Landwirt am
fähigsten ist oder am fähigsten zu werden ver-
spricht. Ist dies nicht feststellbar, so sind allfällige
Wünsche des überlebenden Ehegatten nach Tun-
lichkeit zu berücksichtigen; andernfalls hat das
Verlassenschaftsgericht das Los entscheiden zu
lassen.

(3) Das Bundesministerium für Justiz kann
feststellen, welcher Brauch im Sinne des Abs. 2
Z. 3 in den einzelnen Gebieten Österreichs be-
steht oder ob ein bestimmter Brauch fehlt. Das
Ergebnis dieser Feststellung ist mit bindender
Wirkung durch Verordnung im Bundesgesetz-
blatt zu verlautbaren. Vor dieser Verlautbarung
stellt das Verlassenschaftsgericht im Einzelfall
den Brauch oder das Fehlen eines Brauches fest.
Die spätere Verlautbarung hat auf die rechts-
kräftige Feststellung keinen Einfluß.

§ 4. (1) Stand der Erbhof im Eigentum von
Ehegatten, so ist bei der gesetzlichen Erbfolge
der überlebende Ehegatte Anerbe.

(2) Starben die Ehegatten gleichzeitig, so be-
stimmt sich der Anerbe für den ganzen Erbhof
nach den Vorschriften des § 3. Sind in diesem
Falle nach einem Ehegatten Erben vorhanden,
die nicht zugleich Erben des anderen Ehegatten
sind, so sind sie hinsichtlich der Übernahme des
Erbhofs so zu behandeln, ab würden sie auch zu
diesem anderen Ehegatten im gleichen Ver-
wandtschaftsverhältnis stehen; uneheliche Kinder
der Erblasserin gelten hiebei zwar als eheliche
Kinder des Erblassers, sie reihen jedoch hinter
dessen übrigen ehelichen Kindern (§ 3 Abs. 1
Z. 2). Stammt aber der Erbhof ganz oder über-

wiegend von einem Ehegatten, so haben dessen
Verwandte den Vorzug.

§ 5. (0 Der nach dem Alleineigentümer eines
Erbhofs im Sinne des § 3 bestimmte Anerbe ist,
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist,
durch Beschluß des Verlassenschaftsgerichts von
der Übernahme des Erbhofs auszuschließen,
wenn er

1. voll oder beschränkt entmündigt ist;
2. sonst wegen schwerer geistiger oder körper-

licher Gebrechen zur Bewirtschaftung des Erbhofs
offenbar unfähig wäre;

3. eine auffällige Neigung zur Verschwendung
oder Trunksucht zeigt oder

4. über zwei Jahre abwesend ist, ohne von
seinem Aufenthalt Nachricht zu geben, und wenn
seine Abwesenheit von Umständen begleitet ist,
die es zweifelhaft machen, ob der Abwesende
binnen einer angemessenen Frist zurückkehren
wird. Abwesenheit durch Krieg oder in Kriegs-
gefangenschaft bleibt außer Betracht.

(2) Das Verlassenschaftsgericht kann den An-
erben nur ausschließen, wenn innerhalb derselben
Linie (§ 731 ABGB.) mehrere Miterben vorhan-
den sind und wenigstens einer von ihnen nicht
ausgeschlossen ist. Unter den nicht ausgeschlos-
senen Miterben wird jener Anerbe, der Anerbe
geworden wäre, wenn der ausgeschlossene Anerbe
nicht vorhanden gewesen wäre.

(s) Die Vermutung spricht für das Fehlen von
Ausschließungsgründen. Von Amts wegen ist nur
zu entscheiden, wenn sich nicht die Miterben
über die Person des. Anerben geeinigt haben und
wenn ein Ausschließungsgrund offensichtlich vor-
liegt.

§ 6. (1) Ist der Anerbe zur Zeit des Erbanfalls
bereits Alleineigentümer eines Erbhofs oder
Eigentümer eines Erbhofs von Ehegatten, so hat
er auf Antrag eines Miterben derselben Linie
(S 731 ABGB.) in dem Rechte, den Erbhof des
Erblassers zu übernehmen, hinter seinen Mit-
erben zurückzustehen. Der Antrag muß spä-
testens mit der Erbserklärung gestellt werden.
Der Erbhof fällt dem nach diesem Bundesgesetz
Nächstberufenen zu. Für diesen und alle nach
diesem Bundesgesetz nach ihm als Anerbe be-
rufenen Miterben gilt das gleiche, wenn sie schon
Alleineigentümer eines Erbhofs oder Eigentümer
eines Erbhofs von Ehegatten sind. Der Anerbe,
der zurückstehen muß, kann jedoch seinen eige-
nen, ihm allein gehörenden Erbhof oder mit Zu-
stimmung seines Ehegatten den Erbhof der Ehe-
gatten seinen Miterben, die nicht bereits Eigen-
tümer eines Erbhofs sind, in der Reihenfolge,
in der sie nach diesem Bundesgesetz nach ihm
als Anerbe berufen wären, um einen Preis an-
bieten, der im Sinne des § 11 ermittelt wird.
Er behält seine Rechte als Anerbe des Erblassers,
wenn einer der Miterben seinen Erbhof erwirbt
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oder keiner der Miterben binnen der vom Ver-
lassenschaftsgericht gestellten Frist ihn überneh-
men will.

(2) Gehören zu einem Nachlaß mehrere Erb-
höfe und treten mehrere Personen derselben
Linie (§ 731 ABGB.) als Miterben ein, so sind
diese in der Reihenfolge, in der sie nach diesem
Bundesgesetz als Anerbe berufen wären, zur
Übernahme je eines Erbhofs nach ihrer Wahl
berufen. Sind im Nachlaß mehr Erbhöfe als Mit-
erben derselben Linie (§ 731 ABGB.) vorhanden,
so übernehmen die Miterben die ihre Kopfzahl
übersteigenden Erbhöfe nach der gleichen Rei-
henfolge. Das Wahlrecht wird durch Erklärung
gegenüber dem Verlassenschaftsgericht ausgeübt.
Sie ist unwiderruflich. Bei Nichteinhaltung der
vom Verlassenschaftsgericht zur Erklärung ge-
setzten Frist erlischt das Wahlrecht des einzelnen
Miterben; erforderlichenfalls trifft das Verlassen-
schaftsgericht nach billigem Ermessen unter ge-
höriger Würdigung aller Umstände die Wahl.

§ 7. (1) Die §§ 3 bis 6 sind auch dann anzu-
wenden, wenn neben der gesetzlichen auch ge-
willkürte Erbfolge eintritt. Ist in diesem Falle
nur ein einziger gesetzlicher Erbe vorhanden, so
wird dieser Anerbe.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht,
wenn der Erblasser letztwillig die Übernahme des
Erbhofs oder dessen wesentlicher Teile anders
verfügt oder wenn er in der letztwilligen Ver-
fügung ausdrücklich oder stillschweigend (§ 863
ABGB.) erklärt hat, daß auf die Erbteilung dieses
Bundesgesetz nicht angewendet werden soll. Eine
stillschweigende Erklärung in diesem Sinn ist
insbesondere dann anzunehmen, wenn der Erb-
lasser über die in den §§11 bis 13 und 17 ge-
regelten Gegenstände besondere Anordnungen
getroffen hat und sich diese mit den Bestim-
mungen der §§ 11 bis 13 und 17 nicht verein-
baren lassen.

G e w i l l k ü r t e E r b f o l g e .

§ 8. (1) Im Falle der gewillkürten Erbfolge auf
Grund eines Testaments des Alleineigentümers
eines Erbhofs sind die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes mit Ausnahme jener über die ge-
setzliche Erbfolge anzuwenden, wenn der Erb-
lasser

1. eine einzige natürliche Person oder Ehe-
gatten allein als Erben einsetzt und über den
Erbhof oder dessen wesentliche Teile nicht durch
Vermächtnis zugunsten einer anderen Person
verfügt;

2. bestimmt, daß von den eingesetzten mehre-
ren Miterben eine einzige natürliche Person oder
Ehegatten allein den Erbhof oder dessen wesent-
liche Teile übernehmen sollen, oder

3. bestimmt, daß von den eingesetzten mehre-
ren Miterben eine einzige natürliche Person oder
Ehegatten allein den Erbhof oder dessen wesent-

liche Teile aufzugreifen berechtigt sind, und diese
Personen von dem Recht auch tatsächlich Ge-
brauch machen.

(2) Ist der Erblasser nicht Alleineigentümer
eines Erbhofs, sondern Eigentümer eines Erbhofs
von Ehegatten, so gilt die Anordnung des Abs. 1,
wenn eine der dort aufgezählten Bedingungen
auf den anderen Ehegatten zutrifft.

(3) Im Falle der gewillkürten Erbfolge auf
Grund eines Erbvertrags sind die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme jener über
die gesetzliche Erbfolge anzuwenden, wenn durch
den Vertrag der andere Ehegatte Alleineigen-
tümer des Erbhofs oder dessen wesentlicher Teile
wird.

(4) Der Miterbe oder die Miterben, die nach
den Abs. 1 bis 3 den Erbhof übernehmen, sind
Anerbe im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(5) Im übrigen sind die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes mit Ausnahme jener über die ge-
setzliche Erbfolge bei der gewillkürten Erbfolge
nur anzuwenden, wenn sich die eingesetzten Mit-
erben einigen, daß einer von ihnen den Erbhof
oder dessen wesentliche Teile, über den oder über
die der Erblasser nicht durch Vermächtnis zu-
gunsten einer anderen Person verfügt hat, als
Anerbe übernimmt.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten
nicht, wenn der Erblasser in der letztwilligen
Verfügung ausdrücklich oder stillschweigend
(§ 863 ABGB.) erklärt hat, daß auf die Erb-
teilung dieses Bundesgesetz nicht angewendet
werden soll. Eine stillschweigende Erklärung in
diesem Sinn ist insbesondere dann anzunehmen,
wenn der Erblasser über die in den §§ 11 bis 13
und 17 geregelten Gegenstände besondere An-
ordnungen getroffen hat und sich diese mit den
Bestimmungen der §§ 11 bis 13 und 17 nicht
vereinbaren lassen; lassen sie sich wegen ihrer
untergeordneten Bedeutung noch vereinbaren,
dann gehen sie bei Anwendung dieses Bundes-
gesetzes vor.

§ 9. (1) Hat der Erblasser über den Erbhof
oder dessen wesentliche Teile durch Vermächtnis
verfügt, so sind die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes mit Ausnahme jener über die gesetzliche
Erbfolge anzuwenden, wenn auf Grund des Ver-
mächtnisses eine einzige natürliche Person oder
Ehegatten allein Eigentümer des Erbhofs oder
dessen wesentlicher Teile werden und in beiden
Fällen diese Personen zu den Miterben gehören.
Der Vermächtnisnehmer oder die Vermächtnis-
nehmer, die nach dem vorstehenden Satze den
Erbhof übernehmen, sind Anerbe im Sinne dieses
Bundesgesetzes. Die Bestimmung des § 8 Abs. 6
gilt sinngemäß.

(2) Vermächtnisse über einzelne Teile oder Zu-
behör des Erbhofs hindern die Anwendung die-
ses Bundesgesetzes nicht, wenn sie die Erbhof-
eigenschaft nicht beeinträchtigen.
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III. Abschnitt.
Erbteilung.

Z u w e i s u n g des E r b h o f s ;
A b f i n d u n g s a n s p r ü c h e .

§ 10. (1) Hat nach den Bestimmungen des Ab-
schnitts II der Anerbe unter mehreren Miterben
den Erbhof zu übernehmen, so hat das Ver-
lassenschaftsgericht vor der Einantwortung von
Amts wegen eine Erbteilung vorzunehmen. Hie-
bei ist vorerst der Erbhof dem Anerben zuzu-
weisen. Dieser wird mit dem Übernahmspreis
(§ 11) Schuldner der Verlassenschaft. In die Erb-
teilung selbst ist der Übernahmspreis des Erbhofs
als Forderung der Verlassenschaft einzubeziehen;
der Erbhof als solcher scheidet aus.

(2) Stehen den übrigen Miterben gegen den
Anerben aus der Erbteilung im Zusammenhang
mit der Zuweisung des Erbhofs Ansprüche zu
(Abfindungsansprüche), so sind diese in der Regel
als Geldforderungen zu behandeln. Das Verlas-
senschaftsgericht kann jedoch auf Antrag aller
Miterben eine anderweitige Befriedigung geneh-
migen, durch Zuweisung einzelner Grundstücke
oder von Zubehör des Erbhofs aber nur, soweit
hiedurch die Erbhofeigenschaft nicht beeinträch-
tigt wird; auch ist einer letztwilligen Verfügung
des Erblassers in dieser Hinsicht unter dem
gleichen Vorbehalt Rechnung zu tragen.

(3) Das Verlassenschaftsgericht hat in der Ein-
antwortungsurkunde die grundbücherliche Ein-
tragung des Eigentumsrechts des Anerben am
Erbhof und allfälliger Eigentumsrechte der übri-
gen Miterben an einzelnen Grundstücken des
Erbhofs (Abs. 2) anzuordnen.

Ü b e r n a h m s p r e i s .

§ 11. Der Übernahmspreis ist, sofern er nicht
von den Miterben im Vergleichsweg bestimmt
wird, durch das Verlassenschaftsgericht unter Be-
rücksichtigung aller auf dem Erbhof haftenden
Lasten nach billigem Ermessen auf Grund des
Gutachtens zweier bäuerlicher Sachverständiger
so zu bestimmen, daß der Anerbe wohl be-
stehen kann. Hiebei ist auch auf die Interessen
der übrigen Miterben gebührend Bedacht zu
nehmen; dies gilt insbesondere für Miterben, die
auf dem Erbhof viele Jahre mitgearbeitet haben.
An die Bewertung in einem allenfalls vorliegen-
den eidesstättigen Vermögensbekenntnis ist das
Verlassenschaftsgericht nicht gehalten.

A u s z a h l u n g u n d S i c h e r s t e l l u n g
d e r A b f i n d u n g s a n s p r ü c h e .

§ 12. (1) Mangels Einigung des Anerben mit
den übrigen Miterben über die Frist der Aus-
zahlung sowie über die Verzinsung der in Geld-
forderungen bestehenden Abfindungsansprüche
der übrigen Miterben (§ 10 Abs. 2) kann das

Verlassenschaftsgericht, vorbehaltlich der Bestim-
mung des § 13 Abs. 3, auf Antrag des Anerben
die Auszählung dieser Abfindungsansprüche auf
einmal oder in Teilbeträgen bis zu einer Frist
von höchstens fünf Jahren vom Todestag des
Erblassers hinausschieben und gleichzeitig eine
angemessene Verzinsung festlegen, wenn die so-
fortige Auszahlung die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit des Erbhofs erheblich beeinträchtigen
würde; hiebei ist auf eine Auszahlung nach dem
inneren Werte Bedacht zu nehmen. Auf Ver-
langen des Anerben muß das Verlassenschafts-
gericht die Auszahlungsfrist ohne Rücksicht auf
die Leistungsfähigkeit des Erbhofs mit wenigstens
drei Jahren bestimmen. Veräußert der Anerbe
den Erbhof oder dessen wesentliche Teile vor
Ablauf der Frist durch Rechtsgeschäft unter
Lebenden an eine andere Person als seinen Ehe-
gatten oder seine Abkömmlinge, so sind die
übrigen Miterben berechtigt, ihre Forderungen
sofort geltend zu machen.

(2) Wird eine Auszahlungsfrist von den Mit-
erben vereinbart oder vom Verlassenschafts-
gericht bestimmt (Abs. 1), so hat dieses in der
Einantwortungsurkunde anzuordnen, daß mit
dem Eigentumsrecht für den Anerben gleichzeitig
das Pfandrecht zur Sicherstellung der Abfin-
dungsansprüche der übrigen Miterben, und zwar
im Range hinter allfälligen Versorgungsrechten
(§ 15) grundbücherlich eingetragen werden muß.
Diese Anordnung entfällt nur, wenn sich der
anspruchsberechtigte Miterbe gegen die Sicher-
stellung seines Abfindungsanspruchs ausspricht.
Die Möglichkeit einer früheren Fälligstellung der
Ansprüche im Sinne des Abs. 1 letzter Satz ist
in die Verbücherungsanordnung der Einantwor-
tungsurkunde aufzunehmen.

V e r s o r g u n g s a n s p r ü c h e .

§ 13. (1) Den minderjährigen Abkömmlingen
des Erblassers, die auf dem Erbhof leben und
ihren Unterhalt weder aus eigenem Vermögen,
ohne Berücksichtigung des bereits ausgezahlten
Abfindungsanspruchs, bestreiten können noch
von anderer Seite zu erhalten haben, steht, wenn
sie Miterben des Anerben sind, das Recht zu,
bis zu ihrer Selbsterhaltungsfähigkeit, längstens
bis zur Erreichung der Eigenberechtigung in an-
gemessener Weise auf dem Erbhof weitererhal-
ten und weitererzogen zu werden. Solange sie
dieses Recht in Anspruch nehmen, können sie
die Auszahlung der Abfindungsansprüche nicht
begehren. Sie sind bei sonstigem Verlust des Ver-
sorgungsanspruchs zu einer ihren Kräften ange-
messenen üblichen Mithilfe auf dem Erbhof ver-
pflichtet.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind inso-
weit, als dies mit der Leistungsfähigkeit des Erb-
hofs vereinbar ist, auch auf großjährige Ab-
kömmlinge des Erblassers anzuwenden, die sich
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wegen schwerer körperlicher oder geistiger Ge-
brechen nicht selbst erhalten können. Bei der
Beurteilung, ob sie ihren Unterhalt selbst be-
streiten können, sind jedoch auch die bereits
ausgezahlten Abfindungsansprüche zu berück-
sichtigen.

(3) Befinden sich minderjährige Abkömmlinge
(Abs. 1) in auswärtiger Berufsausbildung oder
werden sie nach dem Tode des Erblassers mit
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts einer
solchen zugeführt und reichen ihr Vermögen und
ihre Einkünfte zur Bestreitung der damit ver-
bundenen Kosten nicht aus, so kann der Anerbe
durch das Vormundschaftsgericht verhalten wer-
den, von dem Abfindungsanspruch, der ihnen
zusteht und gestundet wurde, das Fehlende in
monatlichen Teilbeträgen zu leisten. Reicht auch
der gestundete Abfindungsanspruch nicht aus, so
kann das Vormundschaftsgericht den Anerben
zur Bestreitung der erforderlichen Kosten inso-
weit verpflichten, als dies mit der Leistungs-
fähigkeit des Erbhofs vereinbar ist.

§ 14. (1) Der überlebende Ehegatte, der nicht
Anerbe ist, hat das Recht, einen den ortsüblichen
Lebensumständen angemessenen Unterhalt auf
Lebenszeit (Ausgedinge) auf dem Erbhof zu ver-
langen. Dieses Recht gebührt nicht, soweit sich
der Ehegatte aus eigenem Vermögen erhalten
kann. Aus berücksichtigungswürdigen Grün-
den kann das Ausgedinge auf Antrag der Be-
teiligten vermindert oder erhöht oder überhaupt
anders gestaltet werden; berücksichtigungswür-
dige Gründe sind insbesondere anzunehmen,
wenn der Anerbe das Ausgedinge infolge unver-
schuldeter Verschlechterung seiner wirtschaft-
lichen Verhältnisse nicht mehr im selben Aus-
maß tragen kann, wenn der Ausgedinger infolge
unverschuldeter Erhöhung seiner Bedürfnisse
mit den Ausgedingsleistungen nicht mehr aus-
kommt oder wenn infolge ständiger Zwistigkei-
ten dem Ausgedinger das weitere Verbleiben auf
dem Erbhof nicht mehr zugemutet werden kann.
Über den Antrag entscheidet das Bezirksgericht,
in dessen Sprengel der wirtschaftliche Mittel-
punkt des Erbhofs liegt, im außerstreitigen Ver-
fahren.

(2) Dem überlebenden Ehegatten, der zur Zeit
des Todes des Erblassers auf dem Erbhof ge-
lebt hat, steht das Recht des Fruchtgenusses am
Erbhof zu, solange der Anerbe, sofern er ein
Abkömmling des Erblassers oder des überleben-
den Ehegatten ist, das 25. Lebensjahr nicht er-
reicht hat und solange er Eigentümer des Erb-
hofs bleibt. Voraussetzung ist, daß der Ehegatte
den Erbhof bewirtschaftet. Insolange kann er das
Ausgedinge nicht in Anspruch nehmen. Bei
Wiederverehelichung des überlebenden Ehegatten
gebührt das Fruchtgenußrecht auch dem neuen
Ehegatten, wenn dieser nicht selbst Alleineigen-
tümer eines Erbhofs ist.

(3) Die während der Dauer des Fruchtgenuß-
rechts (Abs. 2) fällig werdenden, dem Anerben
zur Abfindung der übrigen Miterben auferlegten
Leistungen (§§ 10 bis 13) sind vom Fruchtnießer
aus den Ertragsüberschüssen des Erbhofs zu er-
bringen. Reichen die Ertragsüberschüsse nicht
aus, so bleibt für den Rest der Anerbe verpflich-
tet.

§ 15. Das Verlassenschaftsgericht hat in der
Einantwortungsurkunde anzuordnen, daß mit
dem Eigentumsrecht für den Anerben gleich-
zeitig die in den §§13 und 14 angeführten Ver-
sorgungsrechte grundbücherlich eingetragen wer-
den müssen. Die im § 13 Abs. 1, 2 und 3 letzter
Satz und im § 14 Abs. 1 bezeichneten Rechte
sind als Reallasten, das im § 14 Abs. 2 bezeich-
nete Recht als Dienstbarkeit unter Berufung auf
die vorstehenden Gesetzesstellen ins Grundbuch
einzutragen.

V o r l ä u f i g e A u f s c h i e b u n g d e r Erb-
t e i l u n g .

§ 16. (1) Treten bei der gesetzlichen oder der
gewillkürten Erbfolge Abkömmlinge des Erb-
lassers allein oder gemeinsam mit dem über-
lebenden Ehegatten als Miterben ein und ist der
als Anerbe Berufene noch minderjährig, so kann
das Verlassenschaftsgericht auf Antrag des An-
erben und wenigstens eines der übrigen Mit-
erben verfügen, daß die Erbteilung vorläufig
aufgeschoben werde; der Erbhof ist in diesem
Falle den beantragenden Miterben in das gleich-
teilige Eigentum zu übertragen. Hiedurch wird
die Erbhofeigenschaft des Erbhofs nicht berührt.
Die vorläufige Aufschiebung der Erbteilung ist
bei der grundbücherlichen Eintragung des Eigen-
tumsrechts anzumerken. Die Anmerkung hat die
Wirkung eines Veräußerungsverbots (§ 364 c
ABGB.). Eine vertragsmäßige Belastung ist nur
mit Zustimmung des Anerben zulässig.

(2) Miterben, die sich dem Antrag nicht ange-
schlossen haben, sind im Sinne der §§ 10 ff. ab-
zufinden und zu versorgen. Hiebei treffen die
Verpflichtungen alle Miteigentümer des Erbhofs,
solange ihr Miteigentum währt. Eine Abfindung
(Versorgung) ist auch vorzunehmen, wenn später
einer der eingetragenen übrigen Miterben aus
der Gemeinschaft austreten will oder stirbt. In
diesem Fall übernehmen die übrigen eingetrage-
nen Miterben den erledigten Anteil am Erbhof
gleichteilig ins Eigentum; das Verlassenschafts-
gericht hat die grundbücherliche Übertragung
von Amtswegen anzuordnen. Wollen die übrigen
Miterben das Eigentum nicht übernehmen, so ist
die vorläufig aufgeschobene Erbteilung durchzu-
führen.

(3) Die vorläufig aufgeschobene Erbteilung ist
ferner durchzuführen, wenn dies der Anerbe ver-
langt oder wenn er stirbt, spätestens aber, sobald
er die Eigenberechtigung erlangt. Das Verlassen-
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schaftsgericht hat die grundbücherlichen Eintra-
gungen zur Durchführung der Erbteilung von
Amts wegen anzuordnen.

Ansprüche der Noterben.

§ 17. Der Berechnung der Pflichtteilsansprüche
ist der Übernahmspreis zugrunde zu legen. Die
Bestimmungen über die Gewährung von Auszah-
lungsfristen und die Verzinsung sowie über die
grundbücherliche Sicherstellung gestundeter Be-
träge gelten auch für Noterben. Das Recht auf
Erhaltung und Erziehung im Sinne des § 13
steht auch Noterben zu.

N a c h t r a g s e r b t e i l u n g .

§ 18. (1) Verkauft der Anerbe binnen sechs
Jahren nach der Rechtskraft der Einantwortung
auf einmal oder stückweise den ganzen Erbhof
oder dessen wesentliche Teile, so ist ein den inne-
ren Wert des seinerzeitigen Übernahmspreises
(§ 11) übersteigender Mehrerlös auf Antrag als
nachträglich hervorgekommenes Verlassenschafts-
vermögen zu behandeln und hierüber eine Nach-
tragserbteilung einzuleiten. Ein Mehrerlös liegt
erst vor, wenn und soweit sich nach Hinzurech-
nung des Wertes allfälliger vom Anerben bewirk-
ter Aufwendungen zum Übernahmspreis etwas
erübrigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß für die Veräußerung im Wege der
Zwangsversteigerung. Hiebei ist ein den inneren
Wert des seinerzeitigen Übernahmspreises über-
steigender Teil des Meistbots auf Antrag insoweit
der Nachtragserbteilung zu unterziehen, als er
dem Verpflichteten aus der Verteilungsmasse zu-
gewiesen wird. Für die Frist von sechs Jahren
ist der Zeitpunkt des Zuschlags maßgebend.

(3) Eine Nachtragserbteilung unterbleibt, so-
weit der Anerbe den Mehrerlös (Teil des Restes
der Verteilungsmasse) binnen vier Monaten vom
Abschluß des Verkaufes (von der Rechtskraft des
Verteilungsbeschlusses) zum Erwerb eines ande-
ren landwirtschaftlichen Betriebes verwendet hat.

(4) Zum Antrag auf Durchführung der Nach-
tragserbteilung sind nur die übrigen Miterben
des Anerben und die Noterben sowie die gesetz-
lichen Erben dieser Miterben und Noterben be-
rechtigt. Dieses Recht erlischt sechs Monate nach
der grundbücherlichen Einverleibung des Eigen-
tumsrechts des Käufers (Erstehers), frühestens
aber sechs Monate nach Ablauf der dem An-
erben zur Verwendung des Mehrerlöses (Teiles
des Restes der Verteilungsmasse) offenstehenden
Frist (Abs. 3).

(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten
nicht für den Erwerb des Miteigentums am Erb-
hof durch den Ehegatten des Anerben, wohl
aber für die Weiterveräußerung dessen Mit-
eigentumsanteils an eine dritte Person, wenn der

Erlös den inneren Wert des anteiligen seiner-
zeitigen Übernahmspreises übersteigt.

(6) Im Falle der vorläufigen Aufschiebung der
Erbteilung nach § 16 Abs. 1 zählt die sechs-
jährige Frist des Abs. 1 von der Rechtskraft der
Erbteilung an.

A n h ö r u n g der L a n d w i r t s c h a f s -
k a m m e r .

§ 19. Das nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes vorgehende Verlassenschafts-
gericht hat vor allen Entscheidungen, die eine
besondere Kenntnis der bäuerlichen Verhältnisse
voraussetzen, die nach seinem Sitz örtlich be-
stimmte Landwirtschaftskammer oder zwei von
dieser für den bestimmten Verlassenschaftsfall
namhaft gemachte bäuerliche Sachverständige zu
hören.

IV. Abschnitt.
Schluß- und Übergangsbestimmungen.

Ü b e r l e i t u n g .

§ 20. (1) Die Erbhofeigenschaft landwirtschaft-
licher Betriebe, die im Alleineigentum des Ehe-
gatten als Anerben nach § 12 der Erbhoffortbil-
dungsverordnung oder als Anerben nach §§ 24,
25 der Erbhoffortbildungsverordnung stehen
(§ 10 des Bundesgesetzes vom 21. März 1947,
BGBl. Nr. 85), wird durch die Tatsache der Nach-
erbschaft nicht berührt. Ist die eben genannte
Anerbeneigenschaft des zur Anerbenfolge ge-
langten Ehegatten nach § 12 der Erbhoffortbil-
dungsverordnung im Sinne des § 12 Abs. 5 der
Erbhoffortbildungsverordnung in der Einant-
wortungsurkunde (Amtsbestätigung) angeführt,
so hat das Verlassenschaftsgericht von Amts
wegen die Ersichtlichmachung der Nacherbschaft
im Grundbuch anzuordnen.

(2) Tritt der Tatbestand ein, der die Nacherb-
folge nach dem Anerben nach § 12 der Erbhof-
fortbildungsverordnung (§ 10 Abs. 1 des Bun-
desgesetzes vom 21. März 1947, BGBl. Nr . 85)
auslösen soll, so gilt folgendes:

1. Ist ein vom vorverstorbenen Ehegatten oder
von beiden Ehegatten bestimmter weiterer An-
erbe vorhanden, so ist dieser Nacherbe und im
Sinne dieses Bundesgesetzes Anerbe.

2. Trifft die Voraussetzung der Z. 1 nicht zu,
ist aber ein Abkömmling des vorverstorbenen
Ehegatten vorhanden, so ist dieser Nacherbe.
Sind mehrere Abkömmlinge des vorverstorbe-
nen Ehegatten da, so ist Nacherbe derjenige Ab-
kömmling, der bei der gesetzlichen Erbfolge nach
diesem Bundesgesetz als Anerbe des vorverstor-
benen Ehegatten berufen wäre, wenn dieser jetzt
erst gestorben wäre. Der in den beiden vor-
stehenden Sätzen genannte Nacherbe ist An-
erbe im Sinne dieses Bundesgesetzes. Für minder-
jährige Kinder des Vorerben aus späterer Ehe
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und für dessen überlebenden späteren Ehegatten
gelten die Bestimmungen des § 13 Abs. 1 erster
und dritter Satz, Abs. 2 sowie Abs. 3 zweiter
Satz und § 14 sinngemäß, sofern diesen Personen
nicht bereits auf Grund der Erbhoffortbildungs-
verordnung Versorgungsansprüche zustehen.

3. Andernfalls erlischt die Nacherbschaft.

(3) Der Anerbe nach §§ 24, 25 der Erbhoffort-
bildungsverordnung (§ 10 Abs. 2 des Bundes-
gesetzes vom 21. März 1947, BGBl. N r . 85) er-
wirbt im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes das freie Eigentum an dem ihm
vom vorverstorbenen Ehegatten zugekommenen
Anteil am Erbhof. Die Bestimmung eines wei-
teren Anerben durch beide Ehegatten oder durch
den überlebenden Ehegatten allein ist als letzt-
willige Anordnung über den ganzen Erbhof nach
dem Tode des überlebenden Ehegatten wirksam.
Für minderjährige Kinder des vorverstorbenen
Ehegatten gelten die Bestimmungen des § 13
Abs. 1 erster und dri t ter Satz, Abs. 2 sowie
Abs. 3 zweiter Satz sinngemäß.

(4) Wurde der Antrag eines weichenden Erben
auf Zuerkennung einer Entschädigung im Sinne
des § 15 des Bundesgesetzes vom 21. März 1947,
BGBl. Nr . 85, von der Bäuerlichen Schlichtungs-
stelle nur deshalb ganz oder teilweise abgewiesen,
weil dem Antragsteller ein Anwartschaftsrecht
nach § 10 des genannten Bundesgesetzes zusteht,
so kann der Abgewiesene, wenn ihm das An-
wartschaftsrecht infolge der vorstehenden Rege-
lung (Abs. 2 und 3) nicht mehr zukommt, binnen
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes die Wiederaufnahme des Verfahrens er-
wirken. H a t ein weichender Erbe die Stellung
eines Antrags auf Entschädigung im Sinne der
angeführten Gesetzesstelle nur wegen des An-
wartschaftsrechts unterlassen, so kann er binnen
der eben genannten Frist noch einen Antrag auf
Entschädigung bei der Bäuerlichen Schlichtungs-
stelle einbringen.

A u s n a h m e n v o m G e l t u n g s b e r e i c h .

§ 21. (Verfassungsbestimmung.) Dieses Bundes-
gesetz gilt nicht in den Ländern Kärnten, Tirol
und Vorarlberg.

I n k r a f t t r e t e n u n d A u ß e r k r a f t -
t r e t e n .

§ 22. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem
Ablauf von drei Monaten nach seiner Kundma-
chung in Kraft. Es gilt nicht für Erbfälle, in denen
der Tod des Erblassers oder der Tatbestand der
Nacherbfolge nach § 10 des Bundesgesetzes vom
21. März 1947, BGBl. Nr. 85, vor seinem Wirk-
samwerden eingetreten ist oder in denen, im
Fall einer letztwilligen Verfügung aus der Zeit
vor seinem Wirksamwerden, die nicht bereits
eine Erklärung im Sinne des § 8 Abs. 6 (§ 9

Abs. 1 letzter Satz) enthält, der Erblasser nach
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes letzt-
willig eine solche Erklärung abgibt; örtlichen
Gewohnheiten über die Übernahme landwirt-
schaftlicher Betriebe im Erbweg wird jedoch
kein Abbruch getan.

(2) Die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes
erforderlichen Verordnungen können von dem
der Kundmachung folgenden Tag an erlassen
werden. Sie treten jedoch frühestens mit dem
Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes in Kraft.

V o l l z i e h u n g .

§ 23. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

Schärf
Raab Tschadek Thoma

1 0 7 . Bundesgesetz vom 21. Mai 1958, womit
das Preistreibereigesetz ergänzt wird (Preis-

treibereigesetznovelle 1958).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Der § 1 Abs. 3 des Preistreibereigesetzes, BGBl.
Nr. 92/1950, in der derzeit geltenden Fassung,
wird wie folgt ergänzt:

„Als jeweils üblich gilt jedenfalls ein Preis,
der gemeinsam von der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft, dem Österreichischen Ar-
beiterkammertag, dem Österreichischen Gewerk-
schaftsbund und der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs als solcher
bezeichnet und den Unternehmungen im Einzel-
fall mitgeteilt oder allgemein durch die zustän-
digen gesetzlichen Interessenvertretungen den in
Betracht kommenden Mitgliedern bekanntge-
macht worden ist."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
die im § 16 des Preistreibereigesetzes genannten
Bundesministerien betraut.

Schärf
Raab Tschadek Helmer Bock

108. Bundesgesetz vom 21. Mai 1958, mit
dem neuerlich Urlaubsvorschriften abgeän-

dert und ergänzt werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
§ 1. Das Arbeiterurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 173/

1946, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 159/1947, BGBl. Nr. 183/1947 und BGBl.
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Nr. 66/1954, wird abgeändert und ergänzt wie
folgt:

1. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Der Urlaub kann in zwei Teilen gewährt

werden, doch darf ein Teil nicht weniger als
sechs Werktage betragen. Durch Kollektivver-
trag kann eine andere Regelung getroffen wer-
den, wobei jedoch wenigstens ein Teil des Ur-
laubes Erwachsener mindestens sechs Werktage,
des Urlaubes Jugendlicher mindestens zwölf
Werktage betragen muß."

2. Nach § 6 ist folgender § 6 a mit der Über-
schrift „Aufzeichnungen" einzufügen:

„§ 6 a. (1) Der Dienstgeber hat Aufzeichnungen
zu führen, aus denen hervorgeht

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Ar-
beiters und die Dauer des dem Arbeiter
zustehenden bezahlten Jahresurlaubes,

b) die Zeit, in der der Arbeiter seinen be-
zahlten Jahresurlaub genommen hat, und

c) das Entgelt, das der Arbeiter für die Dauer
des bezahlten Jahresurlaubes erhalten hat.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 ist auch dann
erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben aus
Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienst-
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver-
pflichtungen führt."

§ 2. Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1957,
BGBl. Nr. 128, wird ergänzt wie folgt:

1. Nach § 13 Abs. 5 sind folgende Abs. 6
und 7 einzufügen:

„(6) Der Dienstgeber hat Aufzeichnungen zu
führen, aus denen hervorgeht

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Ar-
beiters und die Dauer des dem Arbeiter
zustehenden bezahlten Urlaubes,

b) die Zeit, in der der Arbeiter seinen be-
zahlten Urlaub genommen hat, und

c) das Entgelt, das der Arbeiter für die Dauer
des bezahlten Urlaubes erhalten hat.

(7) Die Verpflichtung nach Abs. 6 ist auch
dann erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben
aus Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienst-
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver-
pflichtungen führt."

2. Die bisherigen Abs. 6 und 7 erhalten die
Bezeichnung Abs. 8 und 9.

§ 3. Das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/
1921, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 229/1937, BGBl. Nr. 174/1946 und BGBl.
Nr. 159/1947, wird abgeändert und ergänzt wie
folgt:

1. § 17 Abs. 10 hat zu lauten:
„(10) Der Urlaub kann in zwei Teilen gewährt

werden, doch darf ein Teil nicht weniger als

sechs Werktage betragen. Durch Kollektivver-
trag kann eine andere Regelung getroffen wer-
den, wobei jedoch wenigstens ein Teil des Ur-
laubes Erwachsener mindestens sechs Werktage,
des Urlaubes Jugendlicher mindestens zwölf
Werktage betragen muß."

2. Nach § 17 b ist folgender § 17 c einzu-
fügen:

„§ 17 c. (1) Der Dienstgeber hat Aufzeich-
nungen zu führen, aus denen hervorgeht

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des An-
gestellten und die Dauer des dem An-
gestellten zustehenden bezahlten Jahres-
urlaubes,

b) die Zeit, in der der Angestellte seinen be-
zahlten Jahresurlaub genommen hat, und

c) das Entgelt, das der Angestellte für die
Dauer des bezahlten Jahresurlaubes er-
halten hat.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 ist auch
dann erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben
aus Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienst-
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver-
pflichtungen führt."

§ 4. Das Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/
1923, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 229/1937, der Verordnung vom 24. Dezem-
ber 1938, Deutsches RGBl. I S. 1999, sowie der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 174/1946, BGBl.
Nr. 159/1947 und BGBl. Nr. 183/1947, wird
abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 15 Abs. 10 hat zu lauten:
„(10) Der Urlaub kann in zwei Teilen gewährt

werden, doch darf ein Teil nicht weniger als sechs
Werktage betragen. Durch Kollektivvertrag kann
eine andere Regelung getroffen werden, wobei
jedoch wenigstens ein Teil des Urlaubes Er-
wachsener mindestens sechs Werktage, des Ur-
laubes Jugendlicher mindestens zwölf Werktage
betragen muß."

2. Nach § 15 b ist folgender § 15 c einzufügen:
„§ 15 c (1) Der Dienstgeber hat Aufzeich-

nungen zu führen, aus. denen hervorgeht
a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des

Dienstnehmers und die Dauer des dem
Dienstnehmer zustehenden bezahlten Jah-
resurlaubes,

b) die Zeit, in der der Dienstnehmer seinen
bezahlten Jahresurlaub genommen hat, und

c) das Entgelt, das der Dienstnehmer für die
Dauer des bezahlten Jahresurlaubes er-
halten hat.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 ist auch dann
erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben aus
Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienst-
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver-
pflichtungen führt."
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§ 5. Das Schauspielergesetz, BGBl. Nr. 441/
1922, wird ergänzt wie folgt:

Dem § 18 sind folgende Abs. 5 und 6 anzu-
fügen:

„(5) Der Unternehmer hat Aufzeichnungen zu
führen, aus denen hervorgeht

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Mit-
gliedes und die Dauer des dem Mitglied
zustehenden bezahlten Jahresurlaubes,

b) die Zeit, in der das Mitglied seinen bezahl-
ten Jahresurlaub genommen hat, und

c) das Entgelt, das das Mitglied für die Dauer
des bezahlten Jahresurlaubes erhalten hat.

(6) Die Verpflichtung nach Abs. 5 ist auch dann
erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben aus
Aufzeichnungen hervorgehen, die der Unter-
nehmer zum Nachweis der Erfüllung anderer
Verpflichtungen führt."

§ 6. Das Journalistengesetz, StGBl. Nr. 88/
1920, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 295/1921 und BGBl. Nr. 158/1955, wird
ergänzt wie folgt:

1. Der bisherige Wortlaut des § 3 erhält die
Bezeichnung Abs. 1.

2. Dem § 3 sind folgende Abs. 2 bis 4 anzu-
fügen:

„(2) Der Urlaub kann in zwei Teilen gewährt
werden, doch darf ein Teil nicht weniger als sechs
Werktage betragen. Durch Kollektivvertrag kann
eine andere Regelung getroffen werden, wobei
jedoch wenigstens ein Teil des Urlaubes min-
destens sechs Werktage betragen muß.

(3) Der Dienstgeber hat Aufzeichnungen zu
führen, aus denen hervorgeht

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Re-
dakteurs und die Dauer des dem Redakteur
zustehenden bezahlten Jahresurlaubes,

b) die Zeit, in der der Redakteur seinen be-
zahlten Jahresurlaub genommen hat, und

c) das Entgelt, das der Redakteur für die
Dauer des bezahlten Jahresurlaubes erhal-
ten hat.

(4) Die Verpflichtung nach Abs. 3 ist auch dann
erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben aus
Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienst-
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver-
pflichtungen führt."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
hinsichtlich des Artikels I §§ 1 und 2 das Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung, hinsichtlich
des Artikels I §§ 3 bis 6 das Bundesministerium
für Justiz betraut, beide Bundesministerien je-
doch im Einvernehmen mit den jeweils beteilig-
ten Bundesministerien.

Schärf
Raab Proksch Tschadek

1 0 9 . Bundesgesetz vom 21. Mai 1958 über
eine Änderung des Silbermünzengesetzes,

BGBl. Nr. 63/1955.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Silbermünzengesetz, BGBl. Nr. 63/1955,
wird abgeändert wie folgt:

§ 1 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Der Betrag der auf Grund dieses Bundes-
gesetzes auszugebenden Münzen darf höchstens
150 S je Kopf der Bevölkerung betragen."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

110.

Der Bundespräsident erklärt das am 16. Dezember 1957 in Bern unterzeichnete Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Regelung von
Zahlungsverpflichtungen aus der Zeit vor dem 9. Mai 1945, welches folgendermaßen lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über die Regelung von Zahlungsver-
pflichtungen aus der Zeit vor dem 9. Mai

1945

Die Republik Österreich und die Schweizerische
Eidgenossenschaft,

im Bestreben, die noch unerledigten österrei-
chischen und schweizerischen Forderungen aus
dem früheren schweizerisch-deutschen Verrech-
nungsverkehr einer Regelung zuzuführen,

sind übereingekommen, das folgende Abkom-
men zu schließen.

Artikel 1

Die noch unerledigten österreichischen und
schweizerischen Forderungen aus dem früheren
schweizerisch - deutschen Verrechnungsverkehr,
einschließlich der auf Sperrkonten liegenden Be-
träge, werden im Rahmen des jeweils zwischen
Österreich und der Schweiz bestehenden Zah-
lungsabkommens überwiesen.
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Artikel 2

Die Schweizerische Eidgenossenschaft verpflich-
tet sich zur Abgeltung der offenen Zahlungs-
ansprüche der nach Artikel 3 antragsberechtigten
natürlichen oder juristischen Personen des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts, Handelsgesell-
schaften oder ihrer Rechtsnachfolger (im fol-
genden Gläubiger genannt) insoweit, als zur Be-
gleichung solcher Ansprüche

a) auf das Abwicklungskonto Österreich bei
der Schweizerischen Nationalbank Beträge
eingezahlt worden sind oder noch einge-
zahlt werden,

b) vor dem 9. Mai 1945 gemäß dem Abkom-
men vom 9. August 1940 zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem
Deutschen Reich über den schweizerisch-
deutschen Verrechnungsverkehr nebst Zu-
satzabkommen Einzahlungen bei der
Schweizerischen Nationalbank geleistet
wurden, für welche die entsprechenden
Zahlungsaufträge der Schweizerischen Ver-
rechnungsstelle nicht bei der Deutschen
Verrechnungskasse in Berlin eingetroffen
sind.

Artikel 3

1. Die Zahlungen für die in Artikel 2 erwähnten
Ansprüche erfolgen auf Antrag. Antragsberech-
tigt sind Gläubiger, die im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung dieses Abkommens im Gebiet der Re-
publik Österreich ihren Wohnsitz (Sitz) oder
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Antrags-
berechtigt sind außerdem Gläubiger, die in der
Republik Österreich eine zum Empfang berech-
tigte Stelle angeben, sofern ihre Forderungen
nicht gemäß dem Abkommen vom 16. Juli 1956
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
und der Bundesrepublik Deutschland über die
Liquidation des früheren schweizerisch-deutschen
Verrechnungsverkehrs geregelt werden können.

2. Der Antrag ist bei der Oesterreichischen
Nationalbank in Wien innerhalb einer Frist von
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Abkom-
mens einzureichen. Wird diese Frist unverschuldet
versäumt, so kann sie im Einvernehmen zwi-
schen der Schweizerischen Verrechnungsstelle
und der Oesterreichischen Nationalbank um
höchstens zwei Jahre verlängert werden.

3. Sind die Schweizerische Verrechnungsstelle
und die Oesterreichische Nationalbank überein-
stimmend der Auffassung, daß der von dem
Gläubiger geltend gemachte Zahlungsanspruch
gemäß diesem Abkommen besteht, so ist dem
Antrag durch die Oesterreichische Nationalbank
stattzugeben und die Zahlung durchzuführen.

4. Sind die Schweizerische Verrechnungsstelle
und die Oesterreichische Nationalbank der Auf-

fassung, daß der Zahlungsanspruch gemäß die-
sem Abkommen nicht besteht, oder kommen die
beiden Institute nicht zu einem übereinstimmen-
den Ergebnis, so teilt die Oesterreichische Natio-
nalbank dies dem Antragsteller unter Bekannt-
gabe der Gründe mit.

5. Gelangen die Schweizerische Verrechnungs-
stelle und die Oesterreichische Nationalbank
nicht zu einem übereinstimmenden Ergebnis, so
ist auf Verlangen eines der beiden Institute vor
Erlaß einer Mitteilung gemäß Abs. 4 oder einer
Mitteilung über die Ablehnung eines Gesuchs
um Fristerstreckung gemäß Abs. 2 die Angelegen-
heit der im jeweils zwischen den beiden Staaten
geltenden Zahlungsabkommen vorgesehenen Ge-
mischten Regierungskommission zu unterbreiten.

6. Der Antragsteller kann innerhalb eines Mo-
nats nach Empfang einer Mitteilung gemäß
Abs. 4 oder einer Mitteilung über die Ableh-
nung eines Gesuches um Fristerstreckung gemäß
Abs. 2 das in Artikel 5 vorgesehene Schieds-
gericht anrufen.

Artikel 4

1. Den Gläubigern von nicht auf Reichsmark
lautenden Zahlungsansprüchen gemäß Artikel 2
sind die Schweizerfrankenbeträge, die eingezahlt
sind oder noch eingezahlt werden, zu überweisen.

2. Die auf Reichsmark lautenden Zahlungs-
ansprüche gemäß Art. 2 sind im Verhältnis von
100 Reichsmark = 100 österreichische Schillinge
umzustellen. Den Gläubigern sind die sich dar-
aus ergebenden Schillingbeträge durch Überwei-
sung von Schweizerfrankenbeträgen zu dem am
21. Dezember 1945 geltenden Kurs von
43 Schweizerfranken für 100 österreichische
Schillinge zu vergüten.

Artikel 5

1. Für die Entscheidung der in Artikel 3 Abs. 6
genannten Fälle wird ein Schiedsgericht errich-
tet. Das Schiedsgericht wird durch einen schrift-
lichen, begründeten Antrag angerufen, der im
Wege über die Oesterreichische Nationalbank ein-
zureichen ist.

2. Das Schiedsgericht besteht aus zwei Mit-
gliedern. Die Österreichische Bundesregierung
wird einen österreichischen, der Schweizerische
Bundesrat einen schweizerischen Richter zum
Mitglied ernennen. Als Mitglieder des Schieds-
gerichtes können im Amt befindliche und ehe-
malige Richter ernannt werden. Sie können nur
nach jeweils zwei Jahren abberufen werden.

3. Die Mittel für die Entschädigung und die
Taggelder der Mitglieder des Schiedsgerichtes
werden von der Regierung aufgebracht, die das
Mitglied ernannt hat. Die zur Deckung der Ent-
schädigungen und der Taggelder des Obmannes
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sowie der sonstigen Kosten des Schiedsgerichtes
erforderlichen Mittel werden von den Vertrags-
parteien zu gleichen Teilen getragen.

4. Einigen sich die Mitglieder des Schieds-
gerichtes nicht über die zu treffende Entschei-
dung, so ziehen sie einen von ihnen auszuwäh-
lenden Obmann zu. Der Obmann darf weder
österreichischer, schweizerischer noch liechten-
steinischer Staatsangehöriger sein und muß die
für die Ausübung des Richteramtes in seinem
Heimatstaat erforderlichen Voraussetzungen er-
füllen. Für den Fall, daß die Mitglieder sich nicht
über die Person des Obmannes einigen, wird der
Obmann auf Antrag eines der beiden Mitglieder
vom Präsidenten des Internationalen Gerichts-
hofes im Haag ernannt.

5. Die Mitglieder des Schiedsgerichtes sind bei
ihren Entscheidungen unabhängig und an keiner-
lei Weisungen gebunden.

6. Das Schiedsgericht tritt nach Bedarf zu-
sammen. Es bezeichnet eine Geschäftsstelle und
gibt sich eine Verfahrensordnung, die von den
beiden Regierungen zu genehmigen ist.

7. Für das Verfahren vor dem Schiedsgericht
werden Gebühren erhoben, die den Vertrags-
parteien je zur Hälfte zufließen. Die Gebühren
bemessen sich nach dem vom Schiedsgericht fest-
zusetzenden Streitwert. Art und Höhe der Ge-
bühren richten sich nach dem für das Prozeß-
verfahren in der Berufungsinstanz in Zivilsachen
vor dem Schweizerischen Bundesgericht gelten-
den Bestimmungen. Dem Antragsteller können
Gebühren nur auferlegt werden, wenn und so-
weit er unterliegt. In besonderen Fällen kann
das Schiedsgericht aus Billigkeitsgründen von
einer Erhebung der Gebühren ganz oder teil-
weise absehen. Das Schiedsgericht setzt die ent-
sprechenden Gebühren in seiner Entscheidung
fest. Die Endentscheidung stellt einen vollstreck-
baren Titel im Sinne der österreichischen Exe-
kutionsordnung und des schweizerischen Schuld-
betreibungsrechtes dar. Das Schiedsgericht kann
sein Tätigwerden von der Zahlung eines ange-
messenen Gebührenvorschusses abhängig machen.

8. Die österreichischen und die schweizerischen
Gerichte und Behörden werden dem Schieds-
gericht Rechts- und Amtshilfe gewähren.

9. Die Entscheidungen des Schiedsgerichtes
sind endgültig und bindend.

Artikel 6

Die Schweizerische Eidgenossenschaft schließt
dieses Abkommen auch im Namen des Fürsten-
tums Liechtenstein.

Artikel 7

Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die
Ratifikationsurkunden werden sobald wie mög-

lich in Wien ausgetauscht. Das Abkommen tritt
einen Monat nach dem Tage des Austausches
der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Geschehen zu Bern am 16. Dezember 1957

in zweifacher Ausfertigung.

Für die Republik Österreich:

Lemberger

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Bauer

Unterzeichnungsprotokoll zum Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die
Regelung von Zahlungsverpflichtungen aus

der Zeit vor dem 9. Mai 1945

Zu Artikel 2—4

a) Die Schweizerische Verrechnungsstelle ver-
anlaßt nach Inkrafttreten des Abkommens, daß
die Beträge, welche für die in Artikel 3 Abs. 1 des
Abkommens bezeichneten Gläubiger bestimmt
sind, durch die Schweizerische Nationalbank an
die Oesterreichische Nationalbank überwiesen
werden, und zwar in Schweizerfranken auf das
gemäß dem jeweils geltenden Zahlungsabkom-
men zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft geführte
Schweizerfrankenkonto der Oesterreichischen Na-
tionalbank bei der Schweizerischen National-
bank.

b) Die Oesterreichische Nationalbank wird an-
hand der von der Schweizerischen Verrechnungs-
stelle übermittelten bedingten Zahlungsaufträge
die Auszahlungsanträge der Gläubiger einholen.
Deckt sich der Zahlungsauftrag der Schweize-
rischen Verrechnungsstelle mit dem Auszahlungs-
antrag und liegt seitens des Gläubigers eine An-
nahmeerklärung gemäß lit. f vor, so wird die
Oesterreichische Nationalbank die Auszahlung
vornehmen.

c) Erheben mehrere Gläubiger Anspruch auf
Abgeltung eines gemäß Artikel 2 lit. a oder b des
Abkommens eingezahlten Betrages, so wird die
Oesterreichische Nationalbank den Betrag in
Österreich bei Gericht unter Anzeige an die
Schweizerische Verrechnungsstelle hinterlegen.

d) Stellt ein Gläubiger, für den seitens der
Schweizerischen Verrechnungsstelle kein Betrag
überwiesen worden ist, einen Antrag, oder
stimmt der Antrag in bezug auf die Betragshöhe,
die Währung oder in anderer Hinsicht mit dem
Zahlungsauftrag der Schweizerischen Verrech-
nungsstelle nicht überein, so übermittelt die
Oesterreichische Nationalbank den Antrag der
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Schweizerischen Verrechnungsstelle zur Stellung-
nahme.

e) Gläubiger, die ihren Wohnsitz (Sitz) oder
ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Öster-
reich haben, können Auszahlungsanträge direkt
bei der Schweizerischen Verrechnungsstelle ein-
reichen.

f) Die Auszahlung durch die Oesterreichische
Nationalbank erfolgt nur, wenn der Gläubiger
die Erklärung abgibt, daß er sich mit der An-
nahme der nach dem Abkommen zu zahlenden
Beträge hinsichtlich der den Einzahlungen an die
Schweizerische Nationalbank gemäß Artikel 2 lit. a
oder b des Abkommens zugrundeliegenden For-
derungen, einschließlich Zinsen, für abgefunden
erklärt, Die Oesterreichische Nationalbank wird
die Erklärungen der Gläubiger an die Schweize-
rische Verrechnungsstelle weiterleiten.

g) Die Republik Österreich verpflichtet sich,
durch die Oesterreichische Nationalbank die von
der Schweizerischen Eidgenossenschaft überwiese-
nen Deckungsbeträge zurückzuerstatten, sofern

innerhalb von zwei Jahren nach Eintreffen des
Deckungsbetrages eine Auszahlung an einen
Gläubiger nach Maßgabe des Artikels 3 des Ab-
kommens nicht vorgenommen worden ist.

Dieses Unterzeichnungsprotokoll bildet einen
integrierenden Bestandteil des heute unter-
zeichneten Abkommens zwischen der Republik
Österreich und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über die Regelung von Zahlungsverpflich-
tungen aus der Zeit vor dem 9. Mai 1945.

Geschehen zu Bern am 16. Dezember 1957

in zweifacher Ausfertigung.

Für die Republik Österreich:

Lemberger

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Bauer

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in
diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 2. April 1958.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 7 am 2. Juni 1958 in Kraft getreten.

Raab


